
Wirtschaftsrecht
D B . H e f t  2 2 v o m  3 . 6 .  1 9 9 4

Prof. Dr. Uwe H. Schneider, DarmstadvMainz, und Ass. jur. Horst rhras-), Körn

1123

Die Vermögensschaden-Flaftpflichtversicherung des Geschäftsführers
einer GmbH
l .  Einleitung
Die fortschreitende,,Kriminalisierung des Managements,, und die
zunehmenden Haftungsrisiken dei GmbH-Geschäftsführer ha-
ben in der Praxis zu großer Verunsicherung geführt. Aus nahe_
liegenden Gründen wird daher von den aäät"n"n oie Fiage
gestellt, w9l9ne Möglichkeiten der Versicherung bestehen. DIe
T'rgenden uberregungen versuchen im Brick auf die sehr unter-
schiedlichen rechil ichen und in der praxis bedeutsamen Haf_
tungsrisiken eine Antwort. Dazu bedarf es einer haftungsrechtli_
chen, gesellschaftsrechfl ichen und versicherungsvertäglichen
Gesamtschau. Zu verhindern sind Deckungslücken einerseits
und Doppelversicherungen andererseits. In-ernem ersten Teil
sollen die besonderen öffentrich-rechtrichen und zivirrechtrichen
Haftungsrisiken des Geschäftsführers verdeutlicht werden (dazu
unter l l .). Der zweite Teit ist dem Versicherungsschutz gegen
Personen- und Sachschäden sowie der VermögensscnäOän_
Versicherung. gewidmet (dazu unter l l l . bis Vl.). Aüsgeklammert
Drerben Uberregungen zur erweiterten Straf-Rechtsschutzversi-
cherungr), durch die die ab Eröffnung des Ermittlungsverfahrens
entstehenden Kosten (Gerichtskosten, Rechtsanwältshonorare,
Kosten für Zeugen und Sachverständige usw.) versichert wer_
oen.

ll. Die besonderen öffenilich-rechilichen und zivil_
rechtlichen Haftungsrisiken des Geschäftsführers
einer GmbH
1. Die Haftungsgrundlagen

a) Neben dem persönlichen Strafverfolgungsrisiko und dem da_
mit verbundenen Risiko, die Verfahrenskosten bestreiten zu
müssen, steht das Haftungsrisiko aus öffentl ich-rechil ichen und
zivilrechtl ichen Normen. Haftungsgrund ist in ailer Reger die
fahrlässige Verletzung von Verhajtenspflichten, die dem Ge_
schäftsführer auferregt sind. Nicht versicherbar ist die vorsätzri-
che Verletzung.. Allenfalls kann insoweit Versicherungsschutz für
die-vorläufige Übernahme der Kosten der Abwehr bis zur rechts-
kräftig festgestellten vorsätzlichen pfl icht_ und Normverfetzung
vereinbart werden.
b) Zu einer Haftung aufgrund öffentl ich-rechtl icher Normen2)
führt in der Praxis insbesondere die schuldhafte Verletzung der
dem Geschäftsführer auferlegten steuerlichen pfl ichten3) säwie
die Verletzung der Pfl ichten zur Abführung der Arbeitnehmeran_
teile zur Sozialversicherun94).
c) Hinsichtl ich des Haftungsrisikos des Geschäftsführers au!
grund zivilrechil icher Anspruchsgrundlagen ist zu unterschei-
den5). ln Betracht kommt insoweit eine Vörletzung von pfl ichten,
die dem Geschäftsführer gegenüber Dritten, gegenüber Gesell_
schaftern oder gegenüber der Gesellschaft ob-liegen:
- Zur Haltung des Geschäftsführers gegenüber Dfltten kommt nichtnur eine Haftung aus unerlaubter Handlung6), sondern auch die Haf_tung aus Verschulden bei VertragsscfrtuA in BetrachtT) unO iiehöchst problematische KonkursausfällhaftungB). Hinzu kommen eineVielzahl spezialgesetzlicher Haftungsnormei, die von Vorschriften

des wettbewerbsrechts bis hin zu den Vorschriften des rmmateriar-güterrechts reichene).
- G?ri.r]S919 Bedeutung hat demgegenüber die Haftung des Ge_schäftsführers gegenüber den Geiellschaftern. lmmernin ist auchInsoweit an Ansprüche wegen unterlassener Aufklärung über dieFinanzlage der Geseilschaft zu denken, wenn der Geseilschafter derGesellschaft ein Darlehen gewährt, das in der Folge als kapitalerse!

zendes Geserrschafterdarrehen quarif iziert und niäht an den Geseil-

schafter zurückgeführt wirdl0). und zu denken ist auch an die Beson-
derheiten grenzüberschreitender Unternehmensverbindungen. Hat
nämlich die Gesellschaft ausländische Tochtergesei lschaften undsind an dlesen Minderheitsgesel lschafter betei l igi ,  so kann die aus_
ländische Rechtsordnung bei bestimmten Vorgängen unmittelbare
Ansprüche der Minderheitsgeseilschafter der auärändischen Tochter-gesel lschaft gegenüber den Organmitgl iedern des herrschenden Un_
ternehmens im Inland begründenli) .  Solche in der praxis bedeutsa-
men Ansprüche gewährt etwa, ohne daß dies im einzernen an dieser
Stel le auszuführen ist,  das Gesellschaftsrecht einer Reihe von US-
amerikanischen Einzelstaatenl2).

- Von der Haftung des Geschäftsführers gegenüber Dritten und ge-
genüber Gesellschaftern ist die Haftung l im Innenverhältnis zur
GmbH" zu unterscheiden. Gemeint ist Oämit die Haftung des Ge-schäftsJührers gegenüber der Gesellschalf sowie bei Korizernlagen
die Haftung gegenüber Mutter- und Tochterunternehmenl3).

Gegenüber der Gesellschaft ist der Geschäftsfünrer nach g 43
Gmb_HG verpfl ichtet, in den Angelegenheiten der Gesellsihaft
die sorgfalt eines ordentricnen GesLnaftsmanns anzuwenden.
$ a3 GmbHG enthält zugleich die wichtigste Haftungsnorm. Hier
droht dem Geschäftsführer eine Haftun! wegen schuldhaft feh_
lerhafter Unternehmensleitung; und es ärofrt-Oie Haftung, wenn
er die ihm gegenüber der Gesellschaft obliegenden Lovalitäts-

') Der Autor Horst thrasist prokurist und Leiter der Abterrung Financiar Riskseines Versrcherungsunternehmens. Die Gedanken, wetcne er in diesen
,, l !{ :"1. ejnbringt, geb_en seine persöntiche Auflassung wieder.' /  ueraurrg rst auch die Bezeichnung,, lndustr ie-straf-Bechtsschutzversiche_

rung". Vgl. hierzu Hendrbks, VW 1992 S. 1105 und VW 1993 S..1371sowie Küpper, Vp 1982 S. 192.2) Zur fortwährenden überlagerung des Gesellschaftsrechts durch öffenflich_
. 

rechtliche Normen vgl. Uwe H. Schneider, DB .1993 S. 1909."/ vgr. ore zusammensteilung.bei Tipke/Kruse, AO, Stand April .1991 
, g 34;BFH, BB 1985 S. 1654: Uäftung des Geschäftsfuhieis einer KG auf USt._Nachzahtung in Höhe von 53.1 455 DM; BFH, GmbHR r98Z S. a S: Häi_tung des Geschäftsführers einer Komprementär-GmbH auf ust.-Nachzah-lung in Höhe von I 35 000 DM; BFH, NV 1 987 S. 2; BFH, NV 1 989 S. 1 aO.4) BGH, GmbHR 1992 S. .170; SchotzfUwe H. Schneider, GmbHG, B. Aufi,

S 43 Rdn. 255i.
5) Die Darstel lung muß sich auf die Bundesrepublik Deutscnland beschrän_ken. Aus jüngster Zett s., auch .elwa.Hübner, Managernatt ung 1gg2; Kon_zen, NJW 1989 S.2977; Schtechtriem, in: Kreuzei (Hrsg.),bie-H;ftu;g

der Leitungsorgane von Kapitalgesellschaften, t Sgt, ö. 9f Lutter, Og t g9i
S. 129; Wellkanp, DB 1994 5.-g69; zur internationalen Haftungssiiuation
in 20 Ländern vgt. D. und C,^C^1mgbeil (Hrsg.), Internatronat Liabitity ofcorporate Directors, London 1993. zu oen HatiJÄgiioig"n o"r der verwar-tung ausländischer Tochtergesellschaften v gl. F röm m,- lp Rax j 9g3 S. 87;

- zur Haftung in den USA vgl. paefgen, nC t-ggZ S. tS'3, t++ t.6) Einzelheiten bei Scholz/uwe H. Slchneider, GmbHG, S 43 Rdn. 228 ff.z) Zum häufigen Fat der Haftung aus versci'rutJen bii Vertragsschruß we-gen unterlassener Aulklärung bei überschuldung der Gmb-H, ugf .  eGi,GmbHR 19Bg S. 257- Haftungsbetrag tt t  Att O"M_und BGHZ 87 S. 27= DB .1983 S. 9gl - Haftungs6etrag 33g OeS,++ ON/8) Dazu zutetzt:  BGH, ztp tgge s. z6's uno adH, oä rggs s. 2277 sowieanstelle anderer: Bauder, BB 1993 5.2472; Canaris, JZ .1993 S. 649;Karsten schmidl NJW 1993 s. 2934 ejnerseits und witherm, ztp rsscS. 1833; Lutter, DB 1994 S. 129, 13g anOereÄetts; vgt. hierzu auchSchüppen, DB .1994 S. 197.
s) Einzelheiten bei Schotz/t-.twe..H; schneider, GmbHG, S 43 Rdn. 241,242;s. die Schadensersatzansprüche gem. S 139 AOs. Z"patc, g 9Z Abs. 1'

!r !C, S 15 Abs.2 GebrMG, g r+ä nos. t  GescnmtrrtG uno s e+ nbs. zWZG; vgl.  hierzu auch Thamm, DB 1994 S. 1021.
l l ]  Ys l ,  r  B .  BGH,  DB ls8s  S.  1385 =Ztp  1985 S.607.11) Siehe auch g 317 Abs. 3 AktG.12) Einzelheiten bei Buxbaum/Uwe H. Schneider, ZGR 1gB2 S. 199. Gemäßdem 1993 Directors and Officers Liability Survey der Wyart Compäny(Chicago), S. 44, werden in den USA 42"Ä'der Anspri"h. g"g"n Directorsand Officers auf Ersatz eines Vermögensschadens von shaieholders er_noDen.
r3) zur Haftung gegenüber der Geseilschaft vgr. schotz/tJwe H. schneidet,GmbHG, 8. Ault. ,  S 43 Anm. 6 bis 210a.
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pflichten (= Treupflichten) verletzt hat" ln Betracht kommt auch
eine Haf tung aus uner laubter  Handlung gegenüber der  Gesel l -
schaft.
Die Haftung des Geschäftsführers des herrschenden Unterneh-
mens im Konzern im Verhältnis zu den Tochtergesellschaften
oder die Haftung des Geschäftsführers der Komplementär-
GmbH im Verhältnis zur Kommanditgesellschaftla) ist gleichfalls
regelmäßig versicherungstechnisch ein Problem der Absiche-
rung des in der Praxis so bezeichneten ,, lnnenverhältnisses", da
üblicheruueise die Konzern-Holding bzw. die GmbH & Co. KG als
Versicherungsnehmerin auftritt.

2. Haftungsmilderung und die Zahlung der Versicherungs-
beiträge durch die Gesellschaft

Aus der Sicht des Geschäftsführers könnte das Problem der
Haftung an praktischer Bedeutung verlieren, wenn für die be-
deutsamsten Risiken eine Haftungsmilderung oder eine Haf-
tungsfreistellung vereinbart werden könnte oder wenn der Ge-
schäftsführer von der Gesellschaft verlangen könnte, daß ihm
entweder für eine Haftpfl ichtversicherung die Versicherungsbei-
träge erstattet werden oder daß die Gesellschaft zu seinen Gun-
sten eine entsprechende Haftpfl ichtversicherung abschließt. Bei-
de Fragen hängen eng miteinander zusammen.

a) Eine Haftungsmilderung kommt nur im Verhältnis des Ge-
schäftsführers zur Gesellschaft in Betracht. Ob sie zulässig ist,
der Sorgfaltsmaßstab herabgesetzt und die Haftung für eine
fahrlässige Pflichtverletzung erlassen werden kann, ist in der
Lehre streit igrs). Soweit ersichtl ich, ist die Frage bislang höchst-
richterl ich nicht entschieden. Die Praxis muß sich auf diese Un-
sicherheit einstellen. Sollte sich die Ansicht durchsetzen, daß
auch bei der GmbH ebenso wie bei der Aktiengesellschaft (gem.

S 93 Abs. 4 AktG) eine Haftungsmilderung unzulässig ist, so
wäre insoweit eine Haftpfl ichtversicherung der Ausweg.

b) Folgt man der an anderer Stelle vertretenen Ansichtl6), daß
eine Haftungsmilderung im Verhältnis zur Gesellschaft zulässig
ist, so dürfte auch eine Vereinbarung unbedenklich sein, wo-
durch die Gesellschaft den Geschäftsführer von Haftungsan-
sprüchen Dritter freistellt, soweit diese nicht auf Vorsatz beru-
hen. Höchstrichterl ich entschieden ist diese Frage aber nicht.

c) Bestehen Bedenken gegen die Zulässigkeit einer Haftungs-
milderung, so setzen sich diese Bedenken fort, wenn die Gesell-
schaft die Versicherungsbeiträge für eine entsprechende Haft-
pfl ichtversicherung ersetzt oder eine Haftpfl ichtversicherung zu-
gunsten des Geschäftsführers abschließt. Der Frage soll an die-
ser Stelle nicht weiter nachgegangen werden; denn geht man
davon aus, daß eine Haftungsmilderung im Verhältnis der Ge-
sellschaft zum Geschäftsführer unbedenklich ist, so bestehen
auch keine gesellschaftsrechtl ichen Bedenken gegen eine ent-
sprechende Haftpfl ichtversicherung durch die Gesellschaft oder
gegen die Erstattung von Versicherungsbeiträgen. Hinzuweisen
ist jedoch darauf, daß insoweit eine ungesicherte Rechtslage
besteht.

l l l .  Der Versicherungsschutz gegen Personen- und
Sachschäden
Vor dem Hintergrund des Haftungsrisikos des Geschäftsführers
ist nun dem Versicherungsschutz nachzugehen. Dabei ist zwi-
schen Personen- und Sachschäden einerseits und Vermögens-
schäden andererseits zu unterscheiden.
Personenschäden sind der Tod, die Verletzung oder die Ge-
sundheitsschädigung. Sachschäden sind die Beschädigung, der
Verderb oder die Vernichtung von Sachen. Vermögensschäden
sind solche Schäden, die weder Personen- noch Sachschäden
sind, noch sich aus solchen Schäden herleiten. Geht man von
dieser Unterscheidung aus, so wird Versicherungsschutz gegen
Personen- noch Sachschäden über die Betriebshaftpflichtversi

D B . H e f t  2 2 v o m  3 . 6 .  1 9 9 4

cherung und die erweiterte Produkthaftpflichtversicherung ge-
währt. Vereinfacht läßt sich sagen, daß die Betriebshaftpfl icht-
versicherung auf der Basis der Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen für die Haftpfl ichtversicherung (AHB) aus den Eigen-
schaften, Rechtsverhältnissen und Tätigkeiten des Betriebs re-
sultierende Personen- und Sachschäden ersetzt, für deren Er-
satz die Versicherungsnehmerin von einem Dritten aufgrund ge-
setzlicher Haftpfl ichtbestimmungen privatrechtl ichen Inhalts in
Anspruch genommen wird. Eingeschlossen ist dabei das kon-
ventionelle Produktrisiko. Folgeschäden aus dem Fehlen ver-
traglich zugesicherter Eigenschaften werden durch die erweiter-
Ie P rod u kth aftpf I ichtve rs i ch e ru n g abgedeckl.

lV. Die Vermögensschaden-Versicherung
1. Zwei Versicherungsarten

a) Gegen das Risiko, auf den Ersatz von Vermögensschäden in
Anspruch genommen zu werden, bestehen die Möglichkeiten
der Rechtsschutz- und der Haftpfl ichtversicherung. Der Rechts-
schutzversicherer übernimmt die Kosten der gerichtl ichen Ab-
wehr und bei besonderer Vereinbarung auch bereits die vorge-
richtl ichen Kosten. Der Haftpfl ichtversicherer Übernimmt stets
die vorgerichtl ichen und die gerichtl ichen Kosten. Darüber hin-
aus ersetzt er dem Versicherungsnehmer vor allem aber auch
die Schadensersatzleistung, die dieser an einen Dritten zu be-
wirken hat.
b) Der Geschäftsführer kann diese Versicherungen fÜr sich
selbst abschließenlz). In der Praxis wird bei beiden Versiche-
rungsformen aber regelmäßig vereinbart, daß Versicherungs-
nehmer in und Prämienschuldner in d ie GmbH is t  und d ie Rechte
aus dem Vertrag zugunsten der versicherten GeschäftsfÜhrer
bestehenlB). Die Prämie ist entweder vom Geschäftsführer als
Werbungskosten oder aber von der Gesellschaft als Betriebs-
ausgabels) steuerlich absetzbar.

2. Rechtsschutzversicherung

Die industrielle Rechtsschutzversicherung ist eine deutsche Be-
sonderheit20). Vereinbart werden die Versicherungsbedingungen
für den Vermögensschaden-Rechtsschutz der Aufsichtsräte,
Beiräte. Vorstände. Unternehmensleiter und Geschäftsführer
(VRB)21). Gegenstand dieser Versicherung ist die Übernahme
der Kosten für die notwendige gerichtl iche Wahrnehmung der
rechtl ichen Interessen des Versicherungsnehmers, wenn dieser
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen i. S. der Termi-
nologie der Haftpfl ichtversicherung22) wegen des Ersatzes von
Vermögensschäden gerichtl ich in Anspruch genommen wird
($ 1 Abs. 1 VRB). Damit sind die VRB systematisch innerhalb
der Rechtsschutzversicherung deshalb bemerkenswert, weil sie
lediglich,,passiven Rechtsschutz" bieten. Demgegenüber bietet
die typische Rechtsschutzversicherung neben dem passiven vor
allem den ,,aktiven Rechtschutz". Will der Geschäftsführer ,,ak-
tiv", also als Gläubiger und Kläger, Rechte aus seinem Anstel-

1a) Vgl. Scholz/Uwe H. Schneider, GmbHG, 8. Aufl., S 43 Rdn. 256 f.
1s) Gegen eine entsprechende Haftungsmilderung: Lutter/Hommelhoff,

GmbHG, 13. Aufl., $ 43 Rdn. 12; Rowedder/Koppensteiner, GmbHG,

$ 43 Rdn. 4; Bastuck, Enthaftung des Managements, 1986, S. 92; für die
Zulässigkeit aber Baumbach/Huecl</Zöllner, GmbHG, 

.15. Aufl., $ 43
Rdn. 6: aber kein Ausschluß für grobe Fahrlässigkeit; ebenso Konzen,
NJW 1989 S.2984; wei tergehend für  Zulässigkei t  auch bei  grober Fahr-
lässigkeit: Scholz/Uwe H. Schneider, GmbHG, S 43 Rdn. 185; ders.,
GmbHR 1993 S. 10,  2O; Fel ix ,  DSIZ 1987 S. 457.

16J Uwe H. Schneider, in: FS f. Werner, 1984, S. 795.
17) Klinkhammer, VP 1993 S. 76, 79, 81.
18) Sog. Versicherung für  f  remde Rechnung, $ 74 f f .  VVG.
1s) Küpper, VP 1986 S. 197.
20) Hendr icks,  VW 1992 S. 1105, 1110.
zt)  VeTBAV 1971 S.324; Thevessen, VP.1989 S. 101.
22) Vgl .  h ierzu Späte,  Haftpf l ichtvers icherung, Komm. z.  d.  Al lgemetnen Ver-

s icherungsbedingungen für  d ie Haftpf l ichtvers icherung (AHB),  1993, S 1
A n m . 1 2 5 - 1 3 0 .
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lungsvertrag geltend machen, muß hierfür ein separater Anstel-
lungsvertrags-Rechtsschutz vereinbart werdenz3)' Als,,Top_Ma_
nager-Rechtsschutz" wird die Kombination der drei Bausteine
Straf-, Vermögensschaden- und Anstellungsvertrags_Rechts_
schutz bezeichnet2a).

3. Vermögensschaden-Haftpf l ichtversicherung (,, D&O,,)
In den USA25) ist die ,,Directors and Officers Liabil ity Insurance,,
ab Anfang der 70er Jahre ganz üblich geworden. Heute haben
dort92k der  Gesel lschaf ten mi t  Bi lanzsummen über 1 Mrd.  US_
Dollar und 96% der Gesellschaften mit mehr als 500 Aktionären
für ihre Organe und leitenden Angestellten eine D&O-Versiche_
rung abgeschlossen. Bei Unternehmen mit einer Bilanzsumme
ab 100 Mio. US-Dollar beträgt derAnteil rd. g0%26). Sie ist eine
Vermögensschaden-Haftpf l ichtversicherung.
Von den .USA strahlte die D&O dann zunächst in alle Wirt-
schaftsnationen mit anglo-amerikanischem Rechtssystem aus.
Heute ist die Deckung in Europa in vielen Ländern, vor allem in
Belg ien,  Frankre ich,  Großbr i tannien,  den Nieder landen,  der
Schweiz2T) sowie Spanien ebenfalls üblich geworden, und sie ist
in diesen Ländern verbreiteter als in Deutschland. Die zwei in
den USA28) und auch weltweit führenden Anbieter von D&O-Ver_
sicherungen waren mit ihren Direktionen für Deutschland auch
in der Bundesrepublik die ersten Anbieter. Deutsche Unterneh_
men werden auch über Lloyd,s-syndikate und zwei Versicherer
mit Sitz in der Schweiz versichert. Es wird erwartet, daß mit der
Vollendung des Binnenmarkts weitere Versicherer die Deckung
anbieten2e).
Die Vermögensschaden-Haftpfl ichtversicherung für Organe und
leitende Angestellte wird aufgrund ihres Uriprungs auch in
Deuts-chland vorwiegend kurz,,D&O-Versicherung,, genannt. Der
Haftpfl ichtversicherer trägt stets auch die außergöriötrtt ichen Ko-
sten der Abwehr, und er ersetzt der versicherten person vor
allem die im folgenden noch näher zu umschreibende Scha_
densersatzleistung, die diese zu bewirken hat. Die Versiche_
rungsprämien sind entsprechend dem Leistungsumfang höher
als bei einer Rechtsschutzversicherung.
Das Bestehen einer solchen Versicherungsmöglichkeit ist weit_
gehend unbekannt. Der Vertrieb erfolgt in erheblichem Umfang
über unabhängige Versicherungsmakier, deren Marktanteil ari
lndustriegeschäft rd. 30% beträgt. Dieser Anteil wlrd mit dem
Wegfall jeglichen Erfordernisses einer vom Bundesaufsichtsamt
für das Versicherungswesen (BAV) erteilten Genehmigung für
die_ Verwendung von Versicherungsbedingungen ab dem
1.7.  1994 noch wachsen,  da zentra le Rufgabenlur  den Vers i_
cherungsmalder der Vergleich und die Beratung bezüglich der
seitens der Versicherer aus Konkurrenzgründen dann zuneh_
mend unterschiedlich konzipierten Deckungen sind.

V. Grundzüge der VermögenSschaden-Haftpflicht_
versicherung für Organe und leitende Angestellte
einer GmbH oder GmbH & Co. KG
1. Keine einheii l ichen Versicherungsbedingungen
Aufgrund der Rechtsangleichung innerhalb der Europäischen
Gemeinschaft müssen Versicherungsunternehmen ab dem
1. 7. 1994 ihre Allgemeinen Versicherungsbedingungen nicht
mehr vorab vom BAV genehmigen lassen3O). In der hier darzu_
stellenden sparte gibt es freil ich bereits jetzt keine einheitl ichen
Versicherungsbedingungen mehr. Der einzelne Versicherunos_
nehmer sieht sich damit vor der schwierigen Aufgabe, einän
sorgfältigen Vergleich über Umfang und Gienzen der Deckun_
gen der verschiedenen Anbieter vornehmen zu müssen.
Vor diesem Hintergrund werden im folgenden die Allgemeinen
Bedingungen zur Vermögensschaden-Haftpfl ichtverÄicherung
für Organe und leitende Angestellte (AVB OLA 93)3r) s1.., a 

"

bedeutenden Versicherungsunternehmen, die in diesem Bereich
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tätig sind, exemplarisch herangezogen. Sie sind die erste voll-
ständige und aktuelle Rezeption des in Europa und weltweit
üblichen Versicherungsstandards f ür,,Directors & Off icers,,. Vor_
läufer waren die Allgemeinen Bedingungen für die Vermögens_
schaden-Haftpfrichtversicherung für Unternehmensreiter (ÄVBU
86). Sie wurden vom BAV genehmigt und aus den deutschen
Allgemeinen Versicherungsbedingungen zur Haftpfl ichtversiche_
3!.S. uon Vermögensschäden (AVB VHV;ezt abgeleitet. Die AVB
VHV sind konzeptioneil eine individueile Beruishaftpfrichtversi-
cherung z. B. tür Rechtsanwälte oder Steuerberater und unter_
scheiden sich im Ansatz erhebrich von den D&o-Versicherunos-
konzepten, die auf die Organmitglieder von Gesellscnaten äb_
gestimmt sind. Die AVBU g6 sind zwar für Unternehmensleiter
ausgelegt. Sie sind aber ergänzungsbedürftig und enthalten zum
Teil für eine,,Directors & Officers-V-ersicheruig,, atypische Rege_
lungens3). Die AVBU g6 wurden bereits früher-an anderer steile
erörterfa). Sie werden von den führenden versicnerern nur noch
mit geringen Versicherungssummen gegenüber kleineren Ge_
sellschaften angeboten und zunehmend an Bedeutung verrieren.

2. Versicherungsnehmerin

Versicherungsnehmerin ist in der Regel die GmbH oder die
GmbH & Co. KG. Versichert werden köinen auch andere juristi_
sche Personen des privatrechts sowie offene Handelsgesell_
schaften und Kommanditgesellschaften sowohl als VeÄiche_
rungsnehmerin als auch als mitversicherte Tochterunterneh-
m.en3s). In Anlehnung an die Definit ion des S 2g0 HGB werden
,,die unter der direkten oder indirekten Leitung oder Kontrolle der
Versicherungsnehmerin stehenden Tochteru-nternehmen,, in den
Versicherungssch utz einbezogenso).
Selten ist der Abschluß einer persönlichen Einzelpolice. Dabei
ryrrd nur ein Mitglied eines Organs Versicherungsnehmer. Da die
Mindestprämie 5000 DM beträgt, werden solc"he policen regel_
mäßig nur dann abgeschlossen, wenn es sich um einen in der
Terminologie der D&O-Sparte sog. ,,Outside Director,, handelt.
Dies sind Organmitglieder oder leitende Angestellte, die auf Ge_
heiß ihres Unternehmens in das Kontrollorlan eines nicht zum
Konzern gehörenden Unternehmens entsaridt wurden. Das ent-

23) VeTBAV 1985 S. 442; Ktinkhammer, Vp 1993 S. 76, BO.,o, 
?_1lnr,Top-Manager und ihr alltägliches Berufsrisilo, S. g9; Hendricks,
vw  1992  S .  1105 .

25) Scheifele, Die Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Manager in
den Vereinigten Staaten von Amerika, 1g93; Wollny, Die Directors; and
officers' Liabirity Insurance rn den Vereinigten staaten von Amerika (D&o-
Versicherung),  1 993.

26) 1993 Directors and Officers Liability Survey der Wyatt Company (Chica_
g o ) ,  S . 9 ,  1 0 .

27) Zur situation in der Schweiz vgr. Diezi, versicherbarkeit der aktienrechtri-
chen Verantwortlichkeit, 1 992.

28) CHUBB und AIG zeichnen jewei ls  29% der pol icen:  .1993 Directors and
"^, 

Officers Liabitity Survey der Wyatt Company (Chicago), S. 32.
: : i  ?anr! .  top-Manager und lhr  a l l tägt iches Berufsr is iko,  S_ 91 .30) Der Begriff des Großrisikos geht äuf Art. 5d der rrsten ec-nichtrinie zur

Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend die
Aufnahme und Ausübung. der Tät igkei t .  äer Direktvers icherung vom
24.7.  1973 (T3lZgglEWG) i .  V mjt  deren Anderungen und Ergänängen
zurück.  Abgedruckt  bei  prölss,  VVG, 10.  Auf t .  19891 Anh. 11a,  S.  t toT t .

^ . .  u n d A n h .  1 1 i , S .  1 2 2 6 f . ,  1 2 3 1  s o w i e e r l ä u t e n v o r g 5 V A G .
31) 

4.Zt  angeboten von der CHUBB lnsurance Cor ipany of  Europe S.A.,
Direkt ion für  Deutschland.

32) VeTBAV 1989 S.347.
33) Vgl. unten Fn. 35-37, 40,42 und 60. Die AVBU 86 regeln keine Obliegen_

lgi l " l .yng Anzeigepf l ichten.  Ein Anerkenntnis_ und 
-Befr iedigungsve'rbot

fehl t  Hier in l iegt  e in erhebl icher Unterschied zu den AHB, RV-A, üHV unO
den wel twei t  übl ichen D&O-Bedingungswerken.

la.t fUpper Die neue Manager-Versicherung, Vp .1986 
S. 196.o1 Anders noch die AVBU 86,  d ie keine personengesel lschaf ten absichern,

vgl. $ 1 Abs. 2a (2\ Satz 2 AVBU 86.
*, S 1 ly 

AVB_OLA 93. pragmatisch ist die Fikrion in den AVBU 86, wonach
jursrscne personen zum Konzern der vers icherungsnehmerin berei ts
d-ann gehören soilen, wenn diese einen Anteir von 25"Ä oo", mehr innehat
($ 1 Abs. 2a) (2) Satz2\.
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sendende Unternehmen übernimmt dann die Zahlung der Versi-
cherungsprämie. Der Versicherer übernimmt regelmäßig nicht
die gesamtschuldnerische Haftung, sondern stellt auf die im In-
nenverhältnis zu den anderen nicht versicherten Mitgliedern des
Kontrollorgans zu tragende Haftung ab, um sich und die versi-
cherte Person davor zu schützen, zur ,,deep pocket" zu werden.

3. Versicherte Personen

Versichert werden alle Organmitglieder, also die Geschäftsfüh-
rer, die Aufsichtsratsmitglieder, die Beiratsmitglieder etc., und
die leitenden Angestellten, insbesondere Prokuristen der Versi-
cherungsnehmerin und der Tochterunternehmen3T) ,, in ihrer Tä-
tigkeit" für diese Unternehmen. Durch das Abstellen auf diese
Tätigkeit wird die Haftung der Gesellschafter, der,,Outside Direc-
tors" und auch das Berufshaftpfl ichtrisiko aus dem Gegenstand
der Versicherung ausgenommen3s).

4. Gegenstand der Versicherung

Bei der Vermögensschaden-Haftpfl ichtversicherung für Organe
und leitende Angestellte gewährt der Versicherer Versicherungs-
schutz ,,für den Fall, daß eine der versicherten Personen wegen
eines bei Ausübung der versicherten Tätigkeiten begangenen
Verstoßes von einem anderen aufgrund gesetzlicher Haftpfl icht-
bestimmungen für einen Vermögensschaden in Anspruch ge-
nommen wird"3e). Zu den auf Schadensersatz gerichteten ge-
setzlichen Haftpfl ichtbestimmungen kann auf die oben unter
ll. 1. b) stehenden Ausführungen venruiesen werden. Versichert
sind Vermögensschäden.
Ob auch die Vermögensschäden aufgrund der Verletzung öffent-
l ich-rechtl icher Verhaltenspflichten und entsprechender Haf-
tungsnormen versichert sind, wird unterschiedlich geregelt. In
den neueren Al lgemeinen D&O-Bedingungen e in iger  Vers iche-
rer ist die Beschränkung des Gegenstands der Versicherung auf
gesetzliche Haftpfl ichtbestimmungen,,privatrechtl ichen" Inhalts
ausdrücklich aufgehobena0). Mit der Streichung des Worts ,,pri-
vatrechtl ich" wird auch die Haftung gegenüber dem Fiskus für
schuldhaft nicht abgeführte Steuern und die Haftung gegenüber
dem Sozialversicherungsträger für schuldhaft nicht abgeführte
Sozialversicherungsbeiträgeal) zum Gegenstand der Versiche-
rung42). Dabei sei an dieser Stelle nochmals erwähnt, daß freil ich
kein Versicherungsschutz gewährt wird, wenn etwa der Ge-
schäftsführer in der Krise unter Verletzung des Grundsatzes der
anteilmäßigen Befriedigunga3) zunächst andere Verbindlichkei-
ten der Gesellschaft erfüllt und als Foloe vorsätzlich die Steuern
nicht abführt.

5. Übernahme der Kosten der Anspruchsabwehr

Der Haftpfl ichtversicherer übernimmt bei einer D&O-Versiche-
rung auch die Kosten der vorgerichtl ichen und der gerichtl ichen
Abwehr. Hier zeigt sich ein bedeutsamer Unterschied zur
Rechtsschutz-Versicherung. Der Vermögensschaden-Rechts-
schutz-Versicherer übernimmt nämlich die außergerichtl ichen
Kosten nicht stets schon aufgrund der Allgemeinen Bedingun-
gen, sondern nur durch eine im Einzelfall besonders zu verein-
barende Zusatzklausel. Diese Zusatzvereinbarung ist dringend
zu empfehlen, da ein Gericht zur Klärung der Haftung von Or-
ganmitgliedern und leitenden Angestellten bei Vermögensschä-
den vielfach nicht bemüht wird. Das Gebot der Diskretion und
der Schutz der Reputation sind neben der Notwendigkeit einer
schnellen und kostengünstigen Entscheidung sowie der über-
durchschnitt l ichen Qualität der in der Unternehmensberatung tä-
tigen Anw-älte die Hauptursachen dafür, daß die Gerichte und
damit die Offentl ichkeit vielfach keine Kenntnis von entsorechen-
den Vorgängen erlangen. Auch der Geschäftsführer hat ein er-
hebliches Interesse, sein weiteres Fortkommen nicht durch eine
öffentl iche Gerichtsverhandlung über sein kaufmännisches Fehl-
verhalten zu qefährdenaa).
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6. Die Versicherung der Haftung gegenüber Dritten'und ge-
genüber Gesellschaftern (,,Au ßenhaftung")

Gem. $ 149 VVG ist bei der Haftpfl ichtversicherung der Versi-
cherer verpfl ichtet, dem Versicherungsnehmer die Leistung zu
ersetzen, die dieser aufgrund seiner Verantwortl ichkeit für eine
Tatsache an einen Dritten zu bewirken hat. Diese Dreiecksbe-
ziehung zwischen Versicherer, Versicherungsnehmer und ge-
schädigtem Dritten ist charakteristisch für die Haftpfl ichtversiche-
rung. Sie ersetzt den Drittschaden, nicht aber den Eigenscha-
den, den sich der Versicherungsnehmer selbst zufügt. Vor die-
sem H.intergrund handelt es sich bei der Außenhaftung um ein
typisches Risiko der Haftpfl ichtversicherung.
Ansprüche versicherter Personen aus eigenem Recht sind in
den Allgemeinen Versicherungsbedingungen stets ausgeschlos-
senas). Bei Gesellschaften ist zu unterscheiden. Ansorüche eines
Gesellschafters aus eigenem Recht sind versichert, vorausge-
setzt, daß der Gesellschafter mit den versicherten Personen
nicht identisch ist. lst die versicherte Person oder dessen Familie
zugleich an der Versicherungsnehmerin beteil igt, entsteht aber
im Umfang der Beteil igung ein nicht versicherbarer echter Eigen-
schadena6). Der Grund hierfür ist naheliegend. Je weniger Ge-
sellschafter es gibt und je größer deren Anteil ist, desto größer
ist die Manipulationsgefahr. Sind Gesellschafter zugleich Mitglie-
der der Organe, erhöht auch dies die GefahdT).

7. Die Versicherung der Haftung gegenüber der Gesellschaft
(,, lnnenverhältnis")

In die Versicherung miteinbezogen sind die praktisch bedeutsa-
men Haftungsansprüche der Gesellschaft gegenüber dem Ge-
schäftsführer. Dies gilt sowohl für den seltenen Fall, daß der
Geschäftsführer selbst Versicherungsnehmer ist, als auch für
den Regelfall der Versicherung für fremde Rechnung, bei der die
GmbH als Versicherungsnehmerin den Versicherungsschutz zu-
gunsten der Geschäftsführer vereinbartas). Die Versicherungs-
nehmerin ist hier,,Dritte"as) i. S. der Haftpf l ichtversicheru ngso).
Die Deckung auch von Ansprüchen ,,im Innenverhältnis" wird
teilweise problematisiert; denn die Gefahr von ,,Mißbräuchen"sr)
bei der Gewährung von Versicherungsschutz im sog. Innenver-
hältnis ist groß. Die GmbH zahlt hier als Versicherungsnehmerin
bei der Versicherung für fremde Rechnungs2) die Prämie zugun-
sten der Geschäftsführer und könnte daher eher geneigt sein,
diese dann auch zu Lasten des Versicherers in Ansoruch zu

:z l  Vgl .  S I  Abs.  2 und 3 AVB OLA 93;  anders noch die AVBU 86,  welche in
$ 1 Abs. 2 nv für benannte Organe Versicherungsschutz bieten.

38) Vgl. klarstellend S 1 Abs. 5b AVB OLA 93.
3s) S 1 Abs. 1 AVB OLA 93.
40) S 1 Abs.  1 AVB OLA 93,  s.  o.  V.  4.  Anders noch g 1 Abs.  1 AVBU 86.
41 )  S iehe  oben  l l .  1 .  b ) .
42) Dies is t  wel twei t  e in k lassischer Gegenstand der D&O-Versicherung. In

Deutschland is t  d ies hingegen neu. Ursache dafür  is t  d ie oben V. 1.  er-
wähnte Anlehnung der ersten deutschen D&O-Bedingungen an die AVB
VHV, die nur den , ,pr ivatrecht l ichen" Haftungsbereich decken.

a3) Kuhn/Uhlenbruck, KO,.10. Aufl. 1986, S 3 Anm. 3; Scholz/Karsten
Schmidt ,  GmbHG, 7.  Auf l .  .1988, 

$ 64 Anm.36.
aa) Vergleichbares gilt nach Wollny, a.a.O. (Fn. 25), S. 38. Dort werden 95%

dieser Ansprüche außergerichtlich abgewickelt.
45) Z. B. $ 5 Abs. 3 AVB OLA 93, $ a Abs. 1g AVBU 86.
a6) Zur Unterscheidung von echten und unechten Eigenschäden vgl .  grund-

sätz l ich Späte,  a.a.O. (Fn.22),  S 1 Anm.219,225; zu wei tgehend hier
Küpper,  VP 1986 S. 196,  198,  der unter  bezug auf  d ie AVBU 86 ohne
diese Di f ferenzierung die Versicherung von Eigenschäden festste l l t .

a7) Vgl .  h ierzu grundsätz l ich unten V.  7.
48) Siehe oben lV.  1.  b) .
ae) lm Ergebnis ohne Unterschied verwenden ein ige Al lgemeine D&O-Bedin-

gungen statt des AHB-Begriffs ,,Dritte" die AVB VHv-Begriffe ,,von einem
anderen"; vgl. zur ldentität dieser Beyifte Voit, in: PrölssiMartin, WG,
25. Auf l .  1992, AVB Vermögen S 1 Anm. 1a).

5a) Späte, a.a.O. (Fn. 22), S 1 Anm. 225; Küpper, YP 1986 S. 196, 198;
Klinkhammer, VP 1988 S. 173, 174.

51) Hübner, Managerhaftung, 1992, S. 45; Thevessen, VP 1989 S. 101, 105.
s2) Siehe oben lV- 1.  b) .
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nehmen. Wirken hier die versicherten personen und die Versi-
cherungsnehmerin im Schadenfall zusammen (Kollusion), wird
die Anspruchsabwehr für den Versicherer erschwert. Auforund
der Beweislastumkehr ist der Versicherer auf ein koooerätives
Verhalten der versicherten Person angewiesen. Auch wird vor_
gebracht, daß durch das Bestehen von Haftpfl ichtversicherunos_
schutz die Geltendmachung von Ansprüchen provoziert werdän
könntessl. Daß eine Haftpfl ichtversicherung zunächst einen Be-
darf befriedigt und mittelfristig mehr BedarJ schafft, ist allerdings
eine in allen Haftpfl ichtsparten zu beobachtende Realität.
Vor diesem Hintergrund lassen sich vier Versicherungslösungen
unterscheiden:

a) Keine Deckung im Innenverhältnis

Einige Versicherer arbeiten im Blick auf die beschriebene Kollu_
sionsgefahr mit einem pauschalen Ausschluß der Ansprüche der
Gesellschaft und ihrer Tochterunternehmen. Dies ist weltweit in
der D&O-Sparte unüblich. In Deutschland hat dies hingegen in
den bekannten Haftpfl icht-Sparten Tradition. So sind in den All_
gemeinen Bedingungen der Haftpfl icht- und Vermögensscha_
den-Haftpfl ichtversicherung ebenfalls Ansprüche der GmbH als
Versicherungsnehmerin gegen ihre Geschäftsführer vom Versi_
cherungsschutz ausgeschlossens4).

b) Die modifizierte Deckung im Innenverhältnis
Andere Versicherer gehen den weltweit in der D&O-Sparte übli_
chen Mittelweg der modifizierten Innenverhältnisdeckung. Hier_
nach besteht im Innenverhältnis Versicherunosschutz nur für
solche Schadensersatzansprüche der Versichlerungsnehmerin
und Tochterunternehmen, ,,die ohne Beteil igung, Weisung oder
Veranlassung der Versicherungsnehmerin, Tochterunternehmen
oder versicherten Personen von ihren Gesellschaftern . . . oel_
tend gemacht werden"5s).
Diese auf den ersten Blick schwer verständliche Regelung wil l
verhindern, daß Vorgesetzte gegenüber unterstellten versiöher-
ten Personen unter der Deckung der Versicherungspolice Scha_
densersatzansprüche geltend machen. Hier ist die Manipula-
tionsgefahr besonders hoch, wenn der Schaden die Versiche_
rungssumme nicht deutlich übersteigt und das Anstellungsver_
hältnis mit dem Schädiger weiter fortgesetzt werden soll. insbe_
sondere Umstände, die ein pfl ichtgemäßes Verhalten der in An_
spruch genommenen Person indizieren, könnten dann schwer
aufklärbar sein. Die möglicherweise bestehende gesamtschuld_
nerjsche Haftung auch des Vorgesetzten aufgrund seines Kon_
troll- oder Organisationsverschuldens56) könnte die Ermittluno
des Sachverhalts ebenfalls beeinträchtigen.
Weiterhin wil l die Regelung der modifizieften Innenverhältnis_
deckung durch den Ausschluß der versicherten personen aus
dem Kreis derjenigen Gesellschafter, die einen vom Versiche_
rungsschutz gedeckten Ersatzanspruch erheben können, die
Geltendmachung von Eigenschäden verhindern (s. o. Vl. 7.).
Die Regelung knüpft an US-amerikanische Bedingungen an57),
welche ausdrücklich die Akti_onärsklage nämlich die sog. ,,deriva_
tive suit" im Blick haben. Ahnlichkeiten bestehen zür Gesell_
schafterklage bei der GmbH und GmbH & Co. KG. Der..deriva_
tive suit 'se) wird von einem Aktlonärse) im eigenen Namen auf
Zahlung an die Gesellschaft erhoben.

c) Deckung im Innenverhältnis mit vielen Ausschlüssen
In den AVBU 86 fehlt zwar ein Ausschluß von Ansprüchen der
Versicherungsnehmerin und Tochterunternehmen. Beschrän-
kungen werden aber durch eine Vielzahl sonstiger Ausschlüsse
vorgenommen6o).

d) Die Kombination von D&O und Rechtsschutzversicherung
Die Vermögensschaden-Rechtsschutz-Versicherungsbedingun_
gen (VRB) enthalten im wesentlichen nur den Ausschluß für
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Vorsatz und wissentliche Pflichtverletzung. Alle Allgemeinen
D&O-Versicherungsbedingungen haben weitere Ausschlüsse. In
diesem Bereich kommt eine Ergänzung der D&O auf der Kosten-
seite durch die VRB als subsidiäre Anschlußdeckunq in Betracht
(vgl. hierzu unten V.).

8. Ausschlüsse und Klarstellungen

Soweit ersichtl ich, f inden sich in allen Allgemeinen D&O-Versi_
cherungsbedingungen stets eine der drei im vorangegangenen
Abschnitt dargestellten Regelungen der Versicherung von Rn_
sprüchen im ,,lnnenverhältnis" (s. o. V. 7. a) bis c)), der Aus_
schluß von Vorsatz und wissentlicher pfl ichtverletzung (s. u. a)),
bestimmte Klarstellungen und weitere Standard-Ausschlüsib
(s. u. b)) und Standard-Ausschlüsse für das Ausland, insbeson-
dere die USA (s. u. c)). Einige Allgemeine D&O-Versicherungs_
bedingungen haben darüber hinaus in unterschiedlicher Anzähl
weitere Ausschlüsse (s. u. d)), wobei an dieser Stelle nur der viel
diskutierte Ausschluß von Ansprüchen im Zusammennano mit
unternehmerischen Fehlentscheidungen ausführlicher därge_
stellt werden kann (s. u. e)).

a) Kein Versicherungsschutz bei Vorsatz und wissenilicher pflicht-
verletzung

In allen Allgemeinen D&O- und Vermögensschaden_Rechts-
schutz-Bedingungen findet sich der Ausschluß von Haftpfl ichtan_
sprüchen wegen wissenil icher pfl ichtverletzunq oder vorsätzli_
cher-Herbeiführung des Vermögensschadens. üieraus ergeben
sich für die versicherten personen bei der Schadensregulierung
Unzuträglichkeiten. Vielfach werden nämlich Ansprüche damit
begründet, es l iege eine vorsätzliche pfl ichtverletzung des Ge_
schäftsführers vor. lm weiteren Verlauf der Auseinandersetzuno
wird sodann der Vorwud vorsätzlicher pfl ichtverletzung nichi
aufrechterhalten und der Anspruch damit begründet, ei l iege
eine fahrlässige Pflichtverletzung vor. Bis zu äiesem Zeitpunkt
erfolgt durch die Versicherung jedoch keine Kostenübernahme,
wenn dies nicht gesondert vereinbart ist. Empfehlenswert ist
daher die Vereinbarungol) der vorläufigen übernahme der Ab_
wehrkosten bis zu dem Zeitpunkt der Feststellung des Vorsatzes
oder der wissentlichen Pflichtverletzung durch Gerichtsurteil,
Vergleich oder Anerkenntnis.

b) Weitere Standard-Ausschlüsse

In allen Allgemeinen D&O-Versicherungsbedingungen sind stets
die klarstellenden Regelungen enthalten, daß-deiGegenstand

53) Thevessen, VP 1989 S. 101, 104; Schotz/LJwe H. Schneider, GmbHG,
S 43 Anm.272.

54) S 7 Abs. 2 der AHB bzw. der AVB VHV. Diese Regelungen sol len die
-_, KoJlusionsgefahrverhindern: vgt. Späte. a.a.O. (Fn. Zb\, gl Anm. 10.5s) S 5 Abs. 3a AVB OLA 93. EiÄe entsprechenOö negetuÄg findet sich in

Art.  8.1 .1 3 AVBDO 1 990 der Zürich.
56) Auf diese Gefahr als ein der konzerninternen Anspruchserhebung gegen

Mitarbeiter entgegenwirkendes Motiv weist auch hin Hüffer. nf<tö-f g-Sg.
S  1 4 7  A n m .  1 .

u,, 
4..8. Chubb Group of Insurance Companies Form 14-02_0 943 (Ed. 1_
92): ,,5. The Company shall not be liable for Loss on account of anv Claim
made against any Insured person . _ brought or maintained by or on
behalf of any insured except . . . a claim that is a derivative action 6rouqht
or maintained on behalf of an Insured Organization by one omor" päu
sons who are not Insured persons and who bring and maintajn the Ciaim

_-. without the soiicitation, assistance or participation of any Insured.,,s8) Vgl. zur Fortentwicklung dieser Aktionärsklage im amerikanischen Recht:
Buxbaum/Uwe H. Schneider, ZGR 1982 S. 199 f.5s) Die Gesellschafterkrage ist im deutschen Geseilschaftsrecht nur bei der
GmbH und KG anerkannt._Bei der Aktiengesellschaft ist sie hingegen
unbegründbar: Zöllner, ZGR 1988 S. 392, 40g m. w. N.; H1ffer,-AitG,
1993, S 147 Anm. S.

oot So S 4 der AVBU 86, welcher die unten V. 8. b) c), e) und die ersten 7 der
^..  1 1 unter d) genannten Ausschlüsse und Klarsiel lungen enthält.61) Standardmäßig enthalten rst.dies bereits in den AllgJmeinen Bedingungen

zur Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Organe und löitende
Angestellte gem. S 5 Abs. 1 AVB OLA 93. Mit einigen Rechtsschutzversi_
cherern kann hier eine Zusatzvereinbarung geschlössen werden.
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der Versicherung nicht die Ansprüche auf den Ersatz von Perso-
nen- und Sachschäden sowie Ansprüche auf Herausgabe von
Bezügen und sonstigen Vorteilen erfaßt, die versicherte Perso-
nen mit Rücksicht auf die versicherte Tätigkeit erhalten haben.
Weiterhin finden sich stets die Ausschlüsse von Ansprüchen
versicherter Personen bzw. deren Ehegatten und AnsprÜchen im
Zusammenhang mit Umweltschäden.

c) Standard-Ausschlüsse für USA

Darüber hinaus erfolgen teilweise auslandsbezogene Aus-
schlüsse, wobei besonders auf die Risiken unternehmerischer
Tätigkeit in den USA Bezug genommen wird. Ausgenommen
sind hiernach Ansprüche aufgrund von Insider Trading, der Vor-
teilsannahme und Bestechlichkeit, der Diskriminierung, der Ver-
letzung der Vorschriften des Employee Retirement Income Se-
curity Act of 1974 (ERISA), des Federal Securit ies and Exchan-
ge Act of 1934 und des Renegotiation Act of 1951 sowie der
Amendments of  1956 und 1968.

d) Vereinzelt anzutref{ende Ausschlüsse

In e inzelnen Al lgemeinen D&O-Vers icherungsbedingungen f in-
den sich ferner in unterschiedlichem Umfang die nachfolgend
stichwortartig aufgelisteten weiteren Klarstellungen und Aus-
schlüsse bezüglich
- vertraglicher Verschärfung der gesetzlichen Haftung,
- fehlerhafter oder unterlassener Versicherung,
- Uberschreitung von Voranschlägen oder Krediten,
- Beleidigung, üble Nachrede, Geschäftsschädigung, Kreditgefähr-

oung,
- unlauteren Wettbewerbs,
- Vertragsstrafen, Geldbußen,
- HersteHung und Inverkehrbringen von Produkten,
- Kaufangeboten bezüglich Beteil igungen an der Versicherungsneh-

merin oder Tochterunternehmen,
- Abwehr eines Beteil igungs-/Ubernahmeangebots von anderen Un-

ternehmen,
- Fusionen,
- Mitarbeiterkriminalität,
- Mankohaltung.

e) Keine Deckung bei unternehmerischer Fehlentscheidung?

Verwirrung löste der vom BAV in die ,,Allgemeinen Bedingungen
für die Vermögensschaden-Haftpfl ichtversicherung von Unter-
nehmensleitern" eingefügte Ausschluß ,,von Ansprüchen im Zu-
sammenhang mit unternehmerischen Fehlentscheidungen"
aus62). Das BAV vertritt grundsätzlich die Ansicht, daß in der
Haftpfl ichtversicherung aus versicherungspolit ischen und aut
sichtsrechtl ichen Erwägungen das mit einer Tätigkeit als Unter-
nehmer verbundene wirtschaftl iche Risiko nicht auf den Versi-
cherer abgewälzt werden düde63). Ob dem für die Vergangenheit
zuzustimmen war oder nicht, kann an dieser Stelle dahinstehen;
denn für die Zukunft entfällt jedenfalls die Genehmigungsbedürf-
tigkeit für Versicherungsbedingungen durch das BAV.

In der Praxis wurde schon bisher der Ausschluß von den D&O-
Versicherern einschränkend als lediglich klarstellende Regelung
interpretiert. Eine unternehmerische Fehlentscheidung führe al-
lein mangels einer Erfolgshaftung noch nicht zur Haftung0+). y;s|-

mehr würde erst das Hinzutreten eines konkreten schuldhaften
Pflichtenverstoßes die Haftung und Deckung auslösen6s). Bei
Großrisiken wurde daher dieser Ausschluß auf Wunsch durch
lndiv idualvere inbarung gestr ichen66).  Ab 1 .7.  1994 düdte d ieser
Ausschluß, soweit er in Allgemeinen Bedingungen dann noch
vorhanden ist67), durch Individualvereinbarung auch bei Massen-
risiken häufig aufgehoben werden.
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9. Ergebnis

Die D&O-Versicherung gewährt somit Versicherungsschutz im
Rahmen des oben angeführten Gegenstands der Versicherung
(V.  4. )  und der  oben genannten Ausschlüsse (V.  7.  und 8.) .  In
den Versicherungsschutz einbezogen sind insbesondere An-
sprüche der Gesellschaft wegen fehlerhafter Unternehmenslei-
tung und wegen Verletzung der Loyalitätspfl ichten sowie An-
sprüche Dritter wegen unerlaubter Handlung im Rahmen der
Unternehmensleitung. lm Einzelfall bedarf es sorgfältigster Prü-
fung und eines Vergleichs; denn zwischen den Allgemeinen
Versicherungsbedingungen der einzelnen Anbieter bestehen
wesentliche Unterschiede (s. o. V. 1.), insbesondere hinsicht-
l ich des Kreises der versicherten Personen und eingeschlosse-
nen Tochterunternehmen (s. o. V. 2. und 3.), der Einbeziehung
auch gesetzlicher Haftpfl ichtansprüche öffentl ich-rechtl ichen ln-
hal ts  (s .  o.  V.  4. )  und der  Anzahl  der  Ausschlüsse (s.  o.Y.7.
und  8 . ) .

Vl. Rechtsschutz als Anschlußdeckung zur Haft-
pflicht (D&O)

lm Rahmen der Abwehr von Ansprüchen ergeben sich Bereiche,
in denen die Vermögensschaden-Rechtsschutzversicherung ei-
nen weitergehenden Deckungsschutz bietet als die Allgemeinen
D&O-Versicherungsbedingungen. Hier kann es im Einzelfall
sinnvoll sein, eine Rechtsschutzversicherung als subsidiäre An-
schlußversicherung zur D&O abzuschließen68). Dabei handelt es
sich um die folgenden Bereiche:
- Ansprüche der Unternehmen gegen ihre eigenen Geschäftsführer,

soweit sie im Einzelfall von den D&O-Versicherern aufgrund der
Manipulationsgefahr nicht gedeckt werden6e);

- Ausschlüsse in den D&O-Versicherungsbedingungen, die über dieje-
nigen der Vermögensschaden-Rechtsschutzbedingungen hinausge-
henTo) und

- Anstellungsvertrags-RechtsschutzTl).
lm Bereich der Erweiterten-Straf-Rechtsschutzversicherungzz)
gibt es keine Überschneidung mit der D&O-Versicherung.
Beachtet werden sollte im Bereich der Vermögensschäden, daß
der Haftpfl ichtversicherer immer den Rechtsstreit im Namen der
versicherten Person führt73). Bei der Rechtsschutzversicherung
hat hingegen der Versicherungsnehmer das Recht, dem Versi-
cherer einen Anwalt zu benennenT4). Um hier bei einer Kombina-
tion beider Deckungen eine Aufspaltung der Verteidigung auf
zwei Rechtsanwälte zu vermeiden, sollte für die Vermögens-
schaden-Rechtsschutzversicherung die Kontrolle der Abwehr im
Anschluß an die Entscheidung des Haftpfl ichtversicherers ver-
einbart werden.

oz) S 4 Abs. 2d AVBU 86; Klinkhammer, VP 1988 S. 173, 176 und VP 1993
S. 77, 80; Küpper, VP 1986 S. 196, 198: ,,Wo aber endet das Unterneh-
merr is iko und wo beginnt  der vers icherte Pf l ichtenverstoß des Unterneh-
mensleiters?"

os) VeTBAV 198j  s.  104.
64) Klinkhammea VP 1993 S. 77, 80.
6s) Küpper, VP .1986 

S. 196, 198.
66) Klinkhammea VP 1993 S. 77, 80.
67) HDl,  der s ich vor Jahren die AVBU 86 hat  genehmigen lassen und s ie nur

auf  Wunsch seiner Kunden zurückhal tend mit  der Warnung anbietet ,  daß
eine Verbrei tung dieser Versicherung eine Verschärfung der Rechtspre-
chung zur Folge haben könnte;  AlG, d ie auf  Wunsch eine Stre ichung
vornimml;  andere Versicherer,  d ie in d ie D&O-Sparte e insteigen wol len
und dabei  voraussicht l ich zunächst  d ie vom BAV genehmigten AVBU 86
anbieten werden, wie z. B. die Securitas.

68) Dahnz, Top-Manager und ihr alltägliches Berufsrisiko, S. 92; ebenso
Kl inkhammer,  VP 1993 S.77,80;  Thevessen, VP 1989 S. 101,104.

6s) Vgl .  oben V. 7.a)  und b) .
70) Vgl .  oben V. L
71) Vgl .  oben lV.  2.
72) Vgl .  oben l .
73) S 3 Abs. 1 Satz2in den AVBU 86 und AVB OLA 93.
74) S 16 Abs.  1 VRB.


